
Die Gemeinde Vaterstetten erlässt aufgrund des § 10 in Verbindung mit den §§ 1, 1a, 2, 3, 4, 8 und 9 des 
Baugesetzbuches (BauGB), des § 11 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG), der Art. 81, 5, 6 und 7 der 
Bayerischen Bauordnung (BayBO), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) und der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) die 1. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung für das Teilgebiet "Gewerbegebiet Parsdorf, nördlich der Münchener 
Straße, östlich der Taxetstraße und der Von-Myra-Straße" als Satzung.

Präambel

Im Rahmen des räumlichen Geltungsbereichs der 1. Änderung und Ergänzung verdrängt diese die 
Bebauungspläne Nr. 162 "Gewerbegebiet Parsdorf, östlich der Gruber Strasse" und Nr. 136 "Sondergebiet 
Gartenbaubetrieb nördlich Parsdorf" komplett. Im Übrigen bleiben die Festsetzungen der Bebauungsplans Nr. 
162 "Gewerbegebiet Parsdorf, östlich der Gruber Straße" und Nr. 136 "Sondergebiet Gartenbaubetrieb nördlich 
Parsdorf" unberührt.

VORENTWURF in der Fassung vom 13.07.2026

Satzung vom ............
in der Fassung vom ............

Eine Überschreitung der nach § 4 (1) festgesetzten Höhe bis zu einem OGP im Sinne des        
§ 4 (1) von 532,0 m ü. NHN ist ausnahmsweise zulässig, so dies mit den Anforderungen durch 
die Höchstspannungsfreileitung vereinbar ist und der Netzbetreiber zustimmt.

(1)

(3)

§ 1 Allgemeines
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs(1)

§ 2 Art der baulichen Nutzung  
Gewerbegebiete gem. § 8 BauNVO mit Nummer (z.B. Nr. 1)GE 1

§ 3 Maß der baulichen Nutzung 

(2)

10 Bemaßung in Metern (z.B. 10 m)(2)

GRZ 0,8 Maximal zulässige Grundflächenzahl (z.B. 0,8) gem. Planeinschrieb

B) Festsetzung durch Text und Planzeichen

§ 4 Höhenentwicklung
Maximal zulässiger oberster Gebäudepunkt in Metern über Normalhöhennull im DHHN2016 
(z.B. OGP 529,5 m ü. NHN). Der maximal zulässige oberste Gebäudepunkt ist der absolut 
höchstzulässige Punkt des jeweiligen Gebäudes, einschließlich Dach (z.B. First) und 
Dachaufbauten (z.B. Antennen, Solaranlagen, Kamine, Entlüftungen, Geländer u.ä.). 

OGP 529,5

§ 5 Baugrenzen

§ 6 Dächer
(1)

Baugrenze

§ 7 Energieversorgung
Der Wärme-, bzw. der Kältebedarf ist über die Nutzung regenerativer Energieträger (z.B. 
Grundwasserwärmepumpe, Biomasse, Solarthermie, etc.) zu decken.

(1)

Technische Anlagen zur Nutzung solarer Energie sind auf 100 % der nutzbaren Dachflächen 
(ohne Dachaufbauten, Fenster, Dachausstiege zur Wartung, technische Anlagen und 
notwendige Randabstände) der Gebäude vorzusehen. Der OGP nach § 4 (1) und (2) darf auch 
durch technische Anlagen zur Nutzung solarer Energie nicht überschritten werden. 
Technische Anlagen zur Nutzung solarer Energie sind auf Flachdächern und flach geneigten 
Dächern mit einer Dachbegrünung x) zu kombinieren.

(2)

(4)

§ 9 Einfriedungen

Fremdwerbung ist nicht zulässig.(1)

§ 10 Werbeanlagen

Werbeanlagen am Gebäude sind in die Gestaltung des Gebäudes zu integrieren. Blinkende und 
laufende Schriften, sich bewegende Werbeanlagen sowie Werbeanlagen über der Dachkante 
sind nicht zulässig.

An den Grundstückszufahrten ist je Grundstück max. 1 Werbeanlage / Hinweisschild mit einer 
Höhe von max. 4,0 m und einer Gesamtfläche von max. 5,0 m² zulässig. Werden mehrere 
Betriebe über eine Grundstückszufahrt erschlossen, ist die Werbung der einzelnen Betriebe auf 
einer/m gemeinsamen Werbeanlage / Hinweisschild unterzubringen.

(2)

§ 8 Erschließung
Öffentliche Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

(1)

(2)

§ 14 Immissionen und Emissionen

Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung "Stromversorgung"

(3)

(7) Umgrenzung von Flächen, die dinglich zu sichern sind
Für die gekennzeichnete Fläche wird ein Leitungsrecht zu Gunsten des zuständigen Ver- 
sorgungsunternehmens der Mineralölfernleitung (OMV) festgesetzt.
In dieser Fläche (Schutzstreifen) dürfen keine baulichen Anlagen errichtet, keine 
Niveauveränderungen vorgenommen sowie keine Bäume und tiefwurzelnden Sträucher 
gepflanzt werden. 

(1)

(2)

(3)

D) Hinweise durch Text und Planzeichen
D.1 Hinweise durch Planzeichen

Flurstücksgrenze mit Flurstücksnummer

Bestehende Baukörper: Haupt- und Nebenanlagen (mit Hausnummer)

Höhenschichtlinie in 0,5 m Abstand als Hinweis (z.B. 525,0 m ü. NHN)525

Mast Höchstspannungsfreileitung 
mit Mastschutzbereich 25 m im Radius um den Mastmittelpunkt

(4)

220/110-kV-Höchstspannungsfreileitung (Ltg. Nr. J502) der TenneT TSO GmbH (oberirdisch)
mit 35-m-Schutzzone beiderseits der Leitungsachse

(5)

C) Kennzeichnung und nachrichtliche Übernahme
Anbauverbotszone

Anbauverbotszone von 15 m nach Art. 23 Abs. 1 BayStrWG entlang der Kreisstraße EBE 5
Die Anbauverbotszone ist von baulichen Anlagen freizuhalten. 

(7) Geschwindigkeitsabhängige Sichtdreiecke - Anfahrtssicht 5,0 m:
Münchener Straße (Kreisstraße EBE 5) (100 km/h): Schenkellänge 200 m

(8) Sichtdreiecke auf Geh- und Radweg - Anfahrtssicht 3,0 m:
Schenkellänge 30 m

Der Beschluss zur 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung wurde 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB vom Bau- und Straßenausschuss am 16.04.2024 gefasst und am 
05.06.2024 ortsüblich bekannt gemacht. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu dem vom Bau- und 
Mobilitätsausschuss am ………………. gebilligten Vorentwurf der 1. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung in der Fassung vom ………………. hat durch 
Veröffentlichung im Internet in der Zeit vom ………………. bis ………………. stattgefunden.
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 
BauGB zum Vorentwurf der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 162 mit 
Grünordnung in der Fassung vom ………………. hat in der Zeit vom ………………. bis ………………. 
stattgefunden.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB zu dem vom Bau- und Mobilitätsausschuss 
am ………………. gebilligten Entwurf der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 162 
mit Grünordnung in der Fassung vom ………………. hat auf der Grundlage der Bekanntmachung 
vom……………….. durch Veröffentlichung im Internet in der Zeit vom ………………. bis ………………. 
stattgefunden.
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zu 
dem Entwurf der 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung in der 
Fassung vom ………………. hat in der Zeit vom ………………. bis ………………. stattgefunden.

Die Gemeinde Vaterstetten hat mit Beschluss des Bau- und Mobilitätsausschusses vom ………………. 
die 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung gemäß § 10 Abs. 1 
BauGB in der Fassung vom ………………. als Satzung beschlossen.

            Gemeinde Vaterstetten, den ...........................

                        
(Siegel) 

.........................................................................
Maria Wirnitzer, Erste Bürgermeisterin

Ausgefertigt

Gemeinde Vaterstetten, den ...........................

(Siegel) 
.........................................................................
Maria Wirnitzer, Erste Bürgermeisterin

Die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses für die 1. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung erfolgte am ………………., dabei wurde auf die 
Rechtsfolgen der §§ 44 und 215 BauGB sowie auf die Einsehbarkeit der 1. Änderung und Ergänzung 
des Bebauungsplans Nr. 162 mit Grünordnung mit Begründung inkl. Umweltbericht hingewiesen. Mit 
der Bekanntmachung ist die 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 162 mit 
Grünordnung in der Fassung vom ………………. gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft getreten.

Gemeinde Vaterstetten, den ...........................

(Siegel) 
.........................................................................
Maria Wirnitzer, Erste Bürgermeisterin

E) Verfahrensvermerke

440/7

D.6 Hinweise zu Schutzzonen und Leitungstrassen

Wild abfließendes Oberflächenwasser
Es ist durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass kein Niederschlagswasser von den 
Baugrundstücken auf die Verkehrsflächen und Nachbargrundstücke gelangt.
Nachteilige Veränderungen des Oberflächenabflusses für angrenzende Bebauungen und 
Grundstücke durch Baumaßnahmen sind nicht zulässig (§ 37 WHG).
Es dürfen keine Geländeveränderungen (Auffüllungen, Aufkantungen etc.) durchgeführt 
werden, die wild abfließendes Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können.

D.8 Hinweise zum baulichen Schutz gegen Starkregenereignisse 

Im Rahmen des Klimawandels kann es verstärkt zu Starkregenereignissen und in der Folge zu 
wild abfließendem Oberflächen- bzw. Schichtwasser sowie hoch anstehenden Grundwassern 
kommen. Hinsichtlich dieser Gefahren wird die Einhaltung folgender baulicher 
Rahmenbedingungen empfohlen:

(1)

(2)

Gebäude sind, an der Stelle wo sie in das Gelände einschneiden, bis zu einer Höhe von       
25 cm über der Oberkante des anstehenden Geländes wasserdicht zu errichten 
(Keller/Tiefgarage wasserdicht und ggf. auftriebssicher, dies gilt auch für Kelleröffnungen, 
Installationsdurchführungen etc.).

-

Die Oberkante des Fertigfußbodens des untersten Vollgeschosses sollte mindestens 25 cm 
über anstehendem Gelände liegen.

-

D.4 Hinweise zum Denkmalschutz
Bodendenkmäler und archäologische Bodenfunde, die bei Bauarbeiten zu Tage treten, 
unterliegen nach Art. 8 BayDSchG der gesetzlichen Meldepflicht. Sie sind dem Bayerischen 
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich bekannt 
zu machen.

(1)

Aufgefundene Gegenstände und deren Fundorte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die 
Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

(2)

D.5 Hinweis zum Schutz des Bodens
Bodenarbeiten, insbesondere der Schutz des Oberbodens, sind nach DIN 18915 
durchzuführen. Bei allen Baumaßnahmen ist der Oberboden so zu schützen und zu pflegen, 
dass er zu jeder Zeit verwendungsfähig ist. Oberbodenmieten sind flächig mit einer Decksaat zu 
versehen.

D.11 Hinweise zur Grünordnung

Nach Art. 7 Abs. 1 BayBO sind die nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen 
überbauten Flächen der bebauten Grundstücke wasseraufnahmefähig zu belassen oder 
herzustellen und zu begrünen oder zu bepflanzen, soweit dem nicht die Erfordernisse einer 
anderen zulässigen Verwendung der Flächen entgegenstehen.

(1) Bei Baum-, Strauch- und Heckenpflanzungen sind die Mindestabstände gemäß der Art. 47, 48 
und 49 des Gesetzes zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuchs (AGBGB) zu beachten.

(3)

Im Geltungsbereich befindet sich eine Mineralölfernleitung der OMV Deutschland Operations 
GmbH & Co. KG (vgl. D.1 (6)):

Geplante Hoch- und Tiefbaumaßnahmen sind mit dem Betreiber der Mineralölfernleitung im 
Vorfeld abzustimmen. 

Im Bereich des Schutzstreifens und dessen Umgebung ist mit Einschränkungen zu rechnen, 
insbesondere im Hinblick auf:
- In einem Bereich von 10 m beidseitig der Leitungsachse ist ggf., in Abstimmung mit dem
  Leitungsbetreiber, ein Gutachten, welches die Auswirkungen des Vorhabens auf die Mineral-
  ölfernleitung untersucht, einzuholen.
- Vor Beginn jeglicher Arbeiten im Schutzstreifenbereich (vgl. D.1 (6)) ist eine Prüfung bzw.
  Freigabe und Genehmigung der Regierung von Oberbayern, des Bayerischen Landesamtes
  für Umwelt (LfU) und des TÜV SÜD Industrie Service GmbH (TÜV) einzuholen. 
- Mineralölfernleitung und Schutzstreifenbereich werden von Seiten der OMV Deutschland 
  Operations GmbH & Co. KG vor Baubeginn abgesteckt. 
- Die Größe der befestigten Flächen im Schutzstreifenbereich ist auf das Notwendigste zu
  beschränken, um im Notfall die Zugänglichkeit der Mineralölfernleitung zu gewährleisten.
- Tiefbaumaßnahmen u. dgl. sind außerhalb des Druckbereichs der Schutzstreifengrenze
  durchzuführen.
- Für Baumaßnahmen, Bauarbeiten (insbesondere Verdichtungsarbeiten) und sonstige Arbeiten
  im Schutzstreifenbereich und dessen Umgebung ist das Merkblatt "Arbeiten im Schutzstreifen
  der Pipeline der OMV Deutschland Operations GmbH & Co. KG" zwingend zu beachten,
  ebenso für das Befahren des Schutzstreifenbereichs oder das Parken in diesem Bereich
- Ein Überfahren des Schutzstreifens sowie das Abstellen von Fahrzeugen im Schutzstreifen-
  bereich sind ohne Zustimmung des Leitungsbetreibers nur für Fahrzeuge bis zu einem 
  Gesamtgewicht von maximal 3,5 to zulässig.  
- Negative Auswirkungen auf Schutzstreifen, Pipelinerohr oder Pipelinekabel sind zu verhindern
  oder durch geeignete Maßnahmen auf ein zulässiges Maß zu minimieren.

Mineralölfernleitung der OMV Deutschland Operations GmbH & Co. KG. (unterirdisch)
mit 5-m-Schutzstreifenbereich beiderseits der Leitungsachse

(6)

Im Bereich der Leitungsschutzzone und des Mastschutzbereiches ist mit Einschränkungen zu 
rechnen, insbesondere im Hinblick auf:
- Innerhalb der Leitungsschutzzone der Höchstspannungsfreileitung ist nur eine eingeschränkte
  Bebauung bis zu der unter § 4 (1) als OGP angegebenen maximalen Höhe zulässig. 
- Eine Überschreitung bis zu der in § 4 (2) angegebenen maximalen Höhe ist ausnahmsweise
  zulässig, sofern sie mit dem Netzbetreiber abgestimmt wurde und dessen Zustimmung
  vorliegt. 
- Für Bauarbeiten im Bereich der Freileitung sind die Auflagen des Netzbetreibers zu beachten.
- Innerhalb der Leitungsschutzzone der Freileitung ist jede Geländeniveauveränderung, auch
  eine vorübergehende, nur zulässig, wenn Mindestabstände zu den Leiterseilen eingehalten
  werden. Geländeniveauveränderungen sind im Vorfeld der geplanten Maßnahmen mit dem
  Netzbetreiber abzustimmen.
- Abgrabungen und Erdarbeiten innerhalb des Mastschutzbereiches (vgl. D.1 (4)) sind nur nach
  Abstimmung mit der TenneT TSO GmbH zulässig.
- Die Zufahrt zum Maststandort mittels LKW muss ungehindert möglich sein (vgl. § 8 (6)). Der 
  Zugang zu den Leiterseilen muss ebenfalls gegeben sein.
- Baustelleneinrichtung und Baulager müssen sich außerhalb der Leitungsschutzzone befinden.
- Eine Bepflanzung innerhalb der Schutzzone ist nur bis zu einer Endwuchshöhe von 6 m ohne
  weitere Abstimmung zulässig. 

(1)

Umgrenzung von Flächen, die von Baukörpern, Einfriedungen, Aufschüttungen, Stellplätzen, 
Bewuchs und sonstigen baulichen Anlagen in einer Höhe zwischen 0,8 und 2,5 m über der 
Höhe der nächstgelegenen Straßenfläche freizuhalten sind. 

(3)

§ 11 Grünordnung

Je angefangener 500 m² Grundstücksfläche ist ein Großstrauch gemäß Pflanzliste (§ 11 (6)) zu 
pflanzen, zu pflegen und bei Verlust zu ersetzen. Die Pflanzungen nach § 11 (5) dürfen darauf 
angerechnet werden. Die Pflanzungen nach § 11 (2) dürfen nicht angerechnet werden.

(5)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen mit der Zweckbestimmung "Randeingrünung" - Hecke zur Eingrünung 

Innerhalb der Fläche ist eine Bepflanzung mit einer mindestens 2-reihigen, durchgehenden 
Feldhecke, Pflanzabstand ca. 1,5 x 1,5 m diagonal versetzt, aus heimischen und 
standortgerechten Sträuchern entsprechend der Pflanzliste (§ 11 (6)) durchzuführen. 

(6)

Amelanchier ovalis Gew. Felsenbirne
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus laevigata Zweigriffl. Weißdorn
Crataegus monogyna Eingriffl. Weißdorn
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Hippophae rhamnoides Sanddorn
Ligustrum vulgare Liguster

Die gepflanzten Sträucher müssen eine Mindestqualität von Höhe 100 - 150 cm, verpflanzt,  
aufweisen. Sie sind aus folgenden Arten auszuwählen:

Pflanzliste Sträucher:

Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehdorn
Rhamnus catharticus Kreuzdorn
Ribes rubrum Wilde Johannisbeere
Rosa canina Hunds-Rose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Sambucus racemosa Roter Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gewöhnl. Schneeball 

Pro 5 Stellplätze ist ein Großstrauch gemäß Pflanzliste (§ 11 (6)) zu pflanzen. Die Pflanzfläche 
je Strauch darf eine Größe von 5 m² nicht unterschreiten.

Untergliederung Stellplätze:

Durchgrünung des Baugebietes:(4)

Pflanzungen haben spätestens in der Herbstpflanzperiode nach Nutzungsaufnahme zu 
erfolgen. Die nach § 11 (2), (3), (4), (5) und § 13 (1) zu pflanzenden Sträucher sind dauerhaft zu 
erhalten und zu pflegen. Sie dürfen nur aus Gründen der Verkehrssicherheit und nach dem 
vollständigen Absterben entfernt werden. Sie sind entsprechend der Pflanzqualitäten nach § 11 
(6) in der folgenden Herbstpflanzperiode zu ersetzen. 

(2)

Belagsflächen sind mit wasserdurchlässigem Aufbau herzustellen. Davon ausgenommen sind 
Flächen, auf denen grundwassergefährdende Nutzungen stattfinden oder zwingende 
funktionale Gründe dagegen sprechen.

Bei Dachflächen größer 5 m² sind ausschließlich Flachdächer, flach geneigte Dächer mit einer 
Dachneigung bis 7° sowie symmetrische Satteldächer mit einer Dachneigung bis 24° zulässig.

Dachaufbauten sind bis zu einer Höhe von 1,50 m über der realisierten Dachfläche im Bereich 
des Dachaufbaus zulässig. Die Dachaufbauten müssen um das Maß ihrer Höhe von der 
Gebäudeaußenkante zurücktreten. Mit Ausnahme der Anlagen zur Gewinnung von 
Solarenergie sind Dachaufbauten zusammenzufassen und durch einen Sichtschutz zu 
verkleiden. Der OGP nach § 4 (1) und (2) darf auch durch Dachaufbauten nicht überschritten 
werden. 

(1)

(1) Es sind ausschließlich offene, sockellose Einfriedungen bis zu einer Höhe von max. 1,6 m  
zulässig. Eine Bodenfreiheit von min. 15 cm ist sicherzustellen.

(2) Abweichend von § 9 (1) können ausnahmsweise höhere Einfriedungen zugelassen werden, 
sofern bei ansässigen Betrieben ein nachweislich erhöhter Sicherheitsbedarf besteht.

Flachdächer und flach geneigte Dächer (bis 7°) der Gebäude, Gebäudeteile und Nebenanlagen 
sind ab einer Fläche von 50 m² mit einer durchwurzelbaren Mindestsubstratstärke von 10 cm 
extensiv zu begrünen. Aus zwingenden betrieblichen Gründen kann ausnahmsweise von einer 
Dachbegrünung abgesehen werden.

(8)

Je angefangene 5 m fenster- und torfreie Fassadenlänge ist 1 Kletter-, Rank- oder 
Schlinggehölz zu pflanzen. Bei zwingenden betrieblichen Gründen kann ausnahmsweise von 
einer Fassadenbegrünung abgesehen werden.

(9)

D.12 Hinweise zum Immissionsschutz 

D.14 Freiflächengestaltungsplan

Es sind lediglich die nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO zulässigen Nutzungen zulässig. 
Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 und 4 BauNVO zulässigen Nutzungen sind nicht zulässig.
Die nach § 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Tankstellen sind, mit Ausnahme von 
Ladestationen für Elektrofahrzeuge, nicht zulässig.

FB Umgrenzung von Flächen, die dinglich zu sichern sind
Für die gekennzeichnete Fläche wird ein Fahrrecht zugunsten des Netzbetreibers der 
Höchstspannungsfreileitung (TenneT) festgesetzt.

Die nach § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind nicht zulässig. 

Verkaufsflächen sind nur im direkten funktionalen Zusammenhang mit dem ansässigen 
Gewerbebetrieb und diesem dabei im Hinblick auf die Geschossfläche deutlich untergeordnet 
zulässig. 

(4)

(1)

(2)

(6)

(2)

Umgrenzung von Flächen, die von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Gehölzen freizu- 
halten sind.

(5)

L

1.

2.

3.

4.

5.

§ 13 Artenschutz
Für die Außenbeleuchtung und Lichtwerbung sind nur vollständig abgeschirmte Lampen, 
welche nur die notwendigen Bereiche ausleuchten und bei denen eine Abstrahlung vermieden 
wird, mit Wellenlängen >540 nm (Blau- und UV-Bereich) und mit einer korrelierten 
Farbtemperatur von <2700 K zulässig. 

(6) Es ist lediglich eine bedarfsorientierte Teilnachtbeleuchtung mit einer auf das nach 
EU-Standards erforderliche Mindestmaß begrenzten Beleuchtungsstärke zulässig. Im Übrigen 
ist der Leitfaden zur Eindämmung der Lichtverschmutzung (StMUV) in aktueller Fassung zu 
beachten.

D.9 Hinweise zum Artenschutz

Rodungsarbeiten (Bäume und Gehölze) sind nur außerhalb der im § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG 
festgelegten Brut-, Nist-, Lege- und Aufzuchtzeiten der Brutvögel (01.03. bis 30.09.) zulässig. 
Rodungsarbeiten sind somit nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. und dem 28. /  29.02. eines 
jeden Jahres zulässig.

(2)

Die Erschließung der zur Bebauung vorgesehenen Flächen hat ausschließlich über den 
Geltungsbereich zu erfolgen; Flächen außerhalb, d. h. im Bereich der landwirtschaftlichen 
Flächen, dürfen auch nicht vorübergehend als Lagerflächen o. ä. in Anspruch genommen 
werden.

(4)

Der Beginn der Baumaßnahmen hat ebenfalls außerhalb der Vogel-Brutzeiten, also von 
Oktober bis Ende Februar, zu erfolgen. Während des Baufortschritts sind Vogelbruten 
auszuschließen, alternativ sind rechtzeitig geeignete Vergrämungsmaßnahmen umszusetzen.

(3)

A) Planzeichnung M 1:1.000    N

Zeichnung ist zur Maßentnahme geeignet10m 20m 30m 40m 50m

D.2 Hinweise zu gemeindlichen Satzungen und Verordnungen
Es gelten die entsprechenden Satzungen und Verordnungen der Gemeinde Vaterstetten, insbesondere die 
Satzung über die Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge und Abstellplätzen für Fahrräder (GaFStS), in 
der jeweils aktuellen Fassung.

Gehölze sind durch Schnitt auf einer maximalen Wuchshöhe von 6,0 m zu halten. Soll diese 
Höhe überschritten werden, ist eine Abstimmung mit TenneT TSO GmbH erforderlich.

(2)
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D.7 Hinweise zu Entwässerung und Versickerung
Folgende Verordnungen, Regeln, Arbeits- und Merkblätter sind bei der Versickerung des 
anfallenden Niederschlagswassers grundsätzlich zu berücksichtigen: 

Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV)-
Technische Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das 
Grundwasser (TRENGW)

-

Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser - Teil 1: Planung, Bau und Betrieb 
(DWA-Arbeitsblatt A 138-1)

- 

Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser (DWA-Merkblatt M-153)- 

Die Einhaltung der Grenzwerte der elektrischen Feldstärken (5 kV/m) und magnetischen 
Feldstärken (100 yT) wurde gutachterlich untersucht. Dabei konnte nachgewiesen werden, dass 
die Grenzwerte bis zu einer Höhe von 8,0 m über OK Gelände im Geltungsbereich sicher 
eingehalten werden können.

Zur Minimierung von Vogelverlusten an Glasflächen ist der Leitfaden "Vermeidung von 
Vogelverlusten an Glasscheiben" der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten in der 
aktuellen Fassung zu beachten. Vogelgefährdende Glasflächen sind zu vermeiden oder durch 
strukturierte, mattierte oder bedruckte Verglasungen zu entschärfen. 

(5)

(7)

Strauchgruppen zu pflanzen 

§ 15 Örtliche Bauvorschriften gem. Art. 81 BayBO
Die Anwendung des Genehmigungsfreistellungsverfahrens nach Art. 58 BayBO für die 
Errichtung, Änderung und Nutzungsänderung von handwerklichen und gewerblichen 
Bauvorhaben ist ausgeschlossen.

(1)

§ 12 Naturschutzrechtlicher Ausgleich

(1) SEK1 Kontingentflächen für die Berechnung der Immissionskontingente nach DIN 45691 

Für das ausgewiesene Gewerbegebiet werden nach § 9 Abs. 23 BauGB maximal zulässige 
Geräuschemissionen festgesetzt. 

Für folgende Richtungssektoren erhöhen sich die Emissionskontingente LEK um folgende 
Zusatzkontingente LEK, zus :

(1) Hinweisliche grafische Darstellung der unter § 14 (2) festgesetzten richtungsbezogenen Zusatz- 
kontingente 

(3) Baulicher Schallschutz
Das Planungsgebiet ist durch die Geräuschimmissionen der umliegenden Straßen 
geräuschbelastet. Weiter sind die Gebäude den eigenen Gewerbegeräuschen, sowie den 
Geräuschen aus dem angrenzenden Gewerbegebiet ausgesetzt. 
Somit sind im Planungsgebiet an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich 
schutzbedürftige Räume (z.B. Büroräume und Ähnliches) befinden, bei Errichtung und 
Änderung der Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm vorzusehen, die 
gewährleisten, dass die Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen gemäß 
den eingeführten technischen Baubestimmungen eingehalten werden.
Die erforderlichen Schalldämm-Maße erf. R'w,ges müssen durch die Gesamtfassade, d.h. die 
Summe aller Außenbauteile einschließlich Fenster, Rollladenkästen, Schalldämmlüfter etc. 
erreicht werden.
Von diesen Anforderungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens durch eine Schalltechnische Untersuchung ausreichender 
Schallschutz gemäß den eingeführten technischen Baubestimmungen (bautechnischer 
Nachweis nach Art. 62 BayBO) nachgewiesen wird.

(2) Im Rahmen des jeweiligen Genehmigungsverfahrens kann die Genehmigungsbehörde den 
Nachweis fordern, dass die aus den festgesetzten Emissionskontigenten LEK resultierenden 
Immissionskontingente LIK an den maßgeblichen Immissionsorten im Umfeld durch das 
antragsgegenständliche Vorhaben nicht überschritten werden. Auf den Nachweis kann 
verzichtet werden, wenn offensichtlich ist, dass es sich um einen nicht störenden, 
geräuscharmen Betrieb (z.B. nur Büronutzung) handelt.

System UTM32

Abgrenzung unterschiedliches Maß der Nutzung

(1)

(2)

(2)

D.3 Hinweis zu Normen
Die in den Festsetzungen genannten DIN-Vorschriften können in der Gemeindeverwaltung 
eingesehen werden. 

Abgrenzung der Richtungssektoren der Zusatzkontingente entsprechend § 14 (2) mit 
Bezeichnung (z.B. Sektor A)

Hinsichtlich des Artenschutzes wird auf § 44 "Vorschriften für besonders geschützte und 
bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten" des Gesetzes über Naturschutz und 
Landschaftspflege (BNatSchG) hingewiesen. Demnach ist es unter anderem verboten, 
geschützte Arten zu stören, zu verletzen, zu töten, zu beschädigen oder zu zerstören. Den 
Regelungen dieses Gesetzes ist Rechnung zu tragen.
Im Rahmen der Bauausführung ist sicherzustellen, dass durch die Bauvorhaben weder durch 
deren Errichtung noch durch deren späteren Bestand den Regelungen des § 44 BNatSchG 
zuwidergehandelt wird. 
Die Einhaltung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG ist unter 
Beachtung der folgenden Maßnahmen voraussichtlich gewährleistet:

Im Geltungsbereich sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen je m² 
Grundfläche folgende Emissionskontingente LEK nicht überschreiten:

Teilfläche Fläche / m²

Geräuschemissionskontingente LEK [dB (A)/m²] nach DIN 45691

tags (6 bis 22 Uhr)

SEK 1 4.940 m² 60

nachts (22 bis 6 Uhr)

45

SEK 2 7.117 m² 56 41

Der Bezugspunkt für die Richtungssektoren befindet sich bei folgenden 
Gauß-Krüger-Koordinaten: Rechtswert: 4484570m und Hochwert: 5334190m. 
Die Winkel der Richtungssektoren betragen (bzgl. Ost=0°):

(2)

Richtungssektor Winkel (Gauß-Krüger)

A 206-214

164-206

312-164

258-312D

C

B

221-258E

Richtungssektor Zusatzkontingent LEK, zus [dB (A)/m²]

A 1

3

10

2D

C

B

9E

Als emittierende Flächen gelten die markierten Flächen SEK1 und SEK2 nach § 14 (1).

Wenn dem Vorhaben nur ein Teil einer Kontingentfläche zuzuordnen ist, so ist auch nur das 
Emissionskontingent LEK dieser Teilfläche dem Vorhaben zuzuordnen. Sind dem Vorhaben 
mehrere Kontingentflächen oder mehrere Teile von Kontingentflächen zuzuordnen, so sind die 
jeweiligen Immissionskontingente LIK zu summieren.

Ein festgesetztes Emissionskontingent darf zeitgleich nicht von mehreren Anlagen oder 
Betrieben in Anspruch genommen werden. Wenn Anlagen oder Betriebe Immissions- 
kontingente von nicht zur Anlage oder zum Betrieb gehörenden Kontingentflächen und/oder 
Teilen davon in Anspruch nehmen, ist eine zeitlich parallele Inanspruchnahme dieser 
Immissionskontingente öffentlich-rechtlich auszuschließen (z.B. durch Dienstbarkeit oder 
öffentlich-rechtlichen Vertrag).

Die Berechnung der zulässigen Immissionskontingente LIK je Betrieb ist unter ausschließlicher 
Berücksichtigung der geometrischen Ausbreitungsdämpfung nach der Formel 
Δ L = 10 • log(4πs²/s²) mit so=1m und so=Abstand in m, mit gleicher Höhe von Kontingentfläche 
und Immissionsort durchzuführen. Das Ergebnis ist auf 0,1 dB(A) zu runden.

Der Nachweis der Einhaltung der sich aus den Emissionskontingenten LEK zuzüglich der 
richtungsabhängigen Zusatzkontingente LEK,zus ergebenden zulässigen Geräusch- 
immissionskontingente LIK der einzelnen Betriebe ist für Immissionsorte im Sinne von Nr. 2.3 
der TA Lärm an den nächstgelegenen Baugrenzen oder Gebäudefassaden der außerhalb des 
Planungsgebiets liegenden Nutzungen, in denen sich Fenster von Aufenthaltsräumen befinden 
oder auf Grund von Planungsrecht entstehen können, zu führen.

Unterschreitet der sich auf Grund der Festsetzung ergebende zulässige Immissionsanteil LIK 
des Betriebes den am Immissionsort geltenden Immissionsrichtwert um mehr als 15 dB(A), so 
erhöht sich der zulässige Immissionsanteil auf den Wert LIK = Immissionsrichtwert - 15dB(A) 
[Relevanzgrenze].

Innerhalb des Bebauungsplangebietes inklusive des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
Nr. 162 „Gewerbegebiet Parsdorf, östlich der Gruberstraße“, insbesondere des in dessen 
Geltungsbereich befindlichen Mischgebietes MI1 und MI2, ist bei der Planung der 
Betriebsanlagen darauf zu achten, dass auf den jeweiligen unmittelbaren Nachbargrundstücken 
an den nächstgelegenen Nachbarimmissionsorten (Fenster von Aufenthaltsräumen) bzw., wenn 
das Nachbargrundstück nicht bebaut ist, an den nächstgelegenen Baugrenzen die 
Immissionsrichtwerte für Gewerbegebiete gemäß Nr. 6.1.b TA Lärm eingehalten werden.

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen ist eine Bepflanzung mit Strauchgruppen, bestehend 
aus mind. 5 Gehölzen je Symbol entsprechend der Pflanzliste (§ 11 (6)), zu entwickeln. Von den 
festgesetzten Standorten kann, insbesondere zur Ermöglichung von Zugängen und Zufahrten, 
um bis zu 5,0 m abgewichen werden. 

A 2 Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
"Ausgleichsfläche Eingrünung"
Entwicklungsziel: artenarmes Extensivgrünland (blütenreiche Wiese)

(2)

A 1 
Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
"Ausgleichsfläche Eingrünung"
Entwicklungsziel: naturnahe Hecke mit Saum, Hecke zweireihig

(1)

Herstellungsmaßnahmen:
Innerhalb der Flächen ist eine zweireihige Hecke entsprechend Schemaschnitt anzulegen. 
Je angefangene 50 m² Pflanzfläche sind mindestens 8 Sträucher gemäß Pflanzliste (§ 11 (6)) 
zu pflanzen. Die Pflanzung hat in Gruppen von 5 - 7 Sträuchern der selben Art, in einem 
Abstand in der Reihe von ca. 1,5 m zu erfolgen. Die Reihen sind diagonal versetzt zu pflanzen. 
Die Heckenstrukturen sollen aus mind. 5 verschiedenen Straucharten bestehen. Es ist 
ausschließlich autochthones Pflanzgut zu verwenden. 
Bis zum Erreichen des Entwicklungsziels ist durch entsprechende Pflegemaßnahmen 
(Entfernung bzw. Niedertreten von Aufwuchs) der Wuchs der Gehölze zu fördern. Die Gehölze 
sind dauerhaft zu pflegen und zu entwickeln und bei Ausfall gleichwertig zu ersetzen.

Die Flächen zwischen und vor den Pflanzungen sind als arten- und blütenreiche Wiesenflächen 
anzulegen und zu entwickeln. Hierfür ist Saatgut aus autochthonem Saatgut (Ursprungsgebiet 
16, unterbayerische Hügel- und Plattenregion, Produktionsgebiet 8) zu verwenden. Die nicht 
von Gehölzen überstandenen Flächen sind mittels ein- bis zweischüriger Mahd, nicht vor dem 
01.07. eines jeden Jahres, mit Mahdgutentfernung zu pflegen. Bis zum Erreichen des 
Entwicklingszieles ist eine häufigere Mahd möglich. Ausgefallene Gehölze sind spätestens in 
der nächsten Pflanzperiode zu ersetzen.
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Schemaschnitt zur "Ausgleichsfläche Eingrünung (A1)" als Hinweis:

1,5
7,0

Herstellungsmaßnahmen:
Die nicht von Gehölzen überstandenen Flächen sind als blütenreiche Wiesenflächen anzulegen 
und zu entwickeln. Hierfür ist Saatgut aus autochthonem Saatgut (Ursprungsgebiet 16, 
unterbayerische Hügel- und Plattenregion, Produktionsgebiet 8) zu verwenden. Die 
Wiesenflächen sind mittels ein- bis zweischüriger Mahd, nicht vor dem 01.07. eines jeden 
Jahres, mit Mahdgutentfernung zu pflegen. Bis zum Erreichen des Entwicklingszieles ist eine 
häufigere Mahd möglich. 

A

(3)

2b

D.10 Hinweise zu AusgleichsflächenJe angefangenen 50 m² Fläche sind mindestens 6 Sträucher zu pflanzen oder bestehende 
Sträucher zu erhalten.
Nicht mit Gehölzen bepflanzte Bereiche sind als blütenreiche Wiesen mit regionalem Saatgut 
herzustellen und zu pflegen. 

D.13 Hinweis zu Immissionen aus der Landwirtschaft
Es ist mit Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen durch die 
Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen zu rechnen. 

Zwischen Ausgleichsflächen und Gewerbeflächen ist eine festinstallierte, dauerhafte 
Einfriedung nach § 9 (1) und (2) mit einer Höhe von min. 1,2 m zu erstellen.

Schemazeichnung richtungsbezogene Zusatzkontingente M 1:1.000    N

Zeichnung nicht zur Maßentnahme geeignet10m 20m 30m 40m 50m System Gauß - Krüger

Eine Überschreitung der Baugrenzen in Richtung der Flächen nach § 12 (1) und (2) ist nicht 
zulässig.

(1)

(2)

Unter Leitungsseilen muss mit Eisabwurf, Schneematschklumpen und Vogelkot gerechnet 
werden. Ein Schattenwurf durch Mast und Leiterseile ist zu akzeptieren.
An Höchstspannungsfreileitungen können durch Wirkung des elektrischen Feldes Geräusche 
entstehen. Im Nahbereich der Freileitung können empfindliche elektronische Geräte durch die 
elektrischen und magnetischen Felder gestört werden.

Im Geltungsbereich befindet sich eine 220/110-kV-Höchstspannungsfreileitung der TenneT 
TSO GmbH (vgl. D.1 (5)):

Bauvorhaben innerhalb der Schutzzone von 35 m beidseits der Leitungsachse müssen der 
Tennet TSO GmbH zur Überprüfung der Sicherheitsbelange nach DIN EN 50341 und DIN VDE 
0105 und Stellungnahme vorgelegt werden.

Die Einhaltung der grünordnerischen Festsetzungen ist im Rahmen des 
Genehmigungsverfahrens nachzuweisen. Dies kann am sinnvollsten im Rahmen eines 
Freiflächengestaltungsplans gewährleistet werden.
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Geltungsbereich: 1. Änderung und Ergänzung
Bebauungsplan Nr. 162 mit Grünordnung für das Teilgebiet
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Geltungsbereich: Bebauungsplan Nr. 162 
Gewerbegebiet Parsdorf, östlich der Gruber Strasse
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